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A. BEGRÜNDUNG: DARLEGUNG DER ALLGEMEINEN ZIELE UND ZWECKE DER 

PLANUNG 

Änderungen / Ergänzungen nach der frühzeitigen Beteiligung in blauer Kursiv-Schrift. 

1. Verfahren 

1.1 Verfahrensart 

Das Bebauungsplanverfahren wird nach § 2 und § 2 a BauGB als „vollständiges“ Bebau-

ungsplanverfahren mit zwei Beteiligungsrunden und Umweltprüfung, die in Form des Um-

weltberichts dokumentiert wird (gesondertes Dokument), durchgeführt. In den Umweltbericht 

integriert ist ein Landschaftspflegerischer Begleitplan mit Bilanzierung von Eingriffen in Natur 

und Landschaft sowie von Maßnahmen zum Ausgleich dieser Eingriffe (Eingriffs- und Aus-

gleichsbilanzierung (EAB)). Darüber hinaus wurde eine Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

(ASVP) erstellt. 

Die Bebauungsplanänderung erfolgt nicht als Vorhabenbezogener Bebauungsplan, sondern 

als Angebotsplanung gemäß § 8 BauGB. 

1.2 Verfahrensablauf inkl. Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Der Gemeinderat der Gemeinde Hellenthal hat in seiner Sitzung am 03.12.2024 gemäß § 2 

Abs. 1 BauGB die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-Pütz-

fuhr“ im Ort Hellenthal beschlossen. Ziel des Verfahrens ist die planungsrechtliche Berück-

sichtigung von Regenrückhaltebecken im Geltungsbereich sowie die Berücksichtigung der 

Ergebnisse einer juristischen Prüfung der bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans. 

In gleicher Sitzung wurde -ebenfalls am 03.12.2024- der Beschluss zur Durchführung der 

frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB gefasst. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte im Zeitraum vom 06.01.2025 bis ein-

schließlich 06.02.2025 durch öffentliche Auslegung der Planunterlagen im Rathaus der Ge-

meinde Hellenthal sowie durch digitale Bereitstellung auf der Internetseite der Gemeinde. 

Während der Auslegungsfrist bestand Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 

Parallel dazu wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 

Abs. 1 BauGB beteiligt. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden ausgewertet und – so-

weit erforderlich – in die weitere Planung einbezogen. Hinweise zur Bergbausituation, einem 

geplanten Stationsstandort zur Stromversorgung, zur Erdbebenzone, zur Verwendung von 

Mutterboden, zur Gestaltung der Regenrückhaltebecken, zu Feuerungsanlagen (in Wald-

nähe) sowie zum Artenschutz wurden geprüft und bei der weiteren Ausarbeitung berücksich-

tigt. 

Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung flossen in die Überarbeitung des Planentwurfs 

ein. Im Zuge der weiteren Entwurfserarbeitung wurden die Pflanzfestsetzungen für die Re-

genrückhaltebecken konkretisiert. Außerdem wurden die Kompensationsmaßnahmen abge-

stimmt und in die Festsetzungen übernommen. Als nächstes soll die förmliche Beteiligung 

(„Offenlage“) gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen. 
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2. Anlass, Erforderlichkeit, Ziele und Zwecke der Planaufstellung 

Der ursprüngliche Planungsanlass für die Aufstellung des Bebauungsplans (BPlan) Nr. 50 

„Kuhlheck-Pützfuhr“ (Satzungsbeschluss 31.08.2000, Inkrafttreten 28.10.2000) war die Er-

schließung der im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche ausgewiesenen landwirtschaft-

lich genutzten Flächen. 

In der Folge wurden die Baugrundstücke parzelliert und für den westlichen Teil des Geltungs-

bereichs wurde die Erschließungsstraße hergestellt. Vor dem Hintergrund der aktuell beab-

sichtigten Erschließung weiterer, bisher unbebauter Teilflächen des Plangebiets wurde ge-

prüft, ob Anpassungen am Planungsrecht erforderlich werden. 

Aus einer juristischen Bewertung der in dem Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum 

Maß der baulichen Nutzung und den sonstigen Entwicklungen im Plangebiet und dessen 

Umfeld haben sich die folgenden Änderungen ergeben:  

- Änderungsbereich 1: Aufhebung des Bebauungsplans im Bereich Kalberbenden. 

Verfahrensziel ist die Aufhebung der in der Planzeichnung per Signatur gekennzeichne-

ten BPlan-Teilfläche mit den dortigen zeichnerischen und textlichen Festlegungen, ein-

schließlich der bisherigen 1. Änderung des Bebauungsplans, soweit sie den Aufhebungs-

bereich berührt. 

- Änderungsbereich 2: Streichung der Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe und 

Zulassung begrünter Flachdächer für den gesamten Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans 

Für den gesamten Geltungsbereich soll die Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe ent-

fallen, da die juristische Bewertung diese Festsetzung als unbestimmt und damit unwirk-

sam einschätzt und der möglichen Bebauung durch die getroffenen Höhenfestsetzungen 

ein ausreichender Rahmen vorgegeben ist. 

Die Aufnahme einer Festsetzung, um begrünte Flachdächer zuzulassen, wurde von den 

zuständigen politischen Gremien beschlossen und resultiert aus einer inzwischen geän-

derten Auffassung zur Ausgestaltung von Baugebieten. 

Daraus resultiert eine Ergänzung der textlichen Festsetzungen (Ziffer 1.6) zur Gebäude-

höhe bei Flachdächern. Beim Flachdach entspricht die Traufhöhe bzw. Höhe der Attika 

nahezu der Gebäudehöhe. Es wurde bei der max. zulässigen Gebäudehöhe (von 4,20 

m) ein Zuschlag von 0,5 m einbezogen, um flach geneigte Dächer bzw. die Dachkon-

struktion zu berücksichtigen, die ggf. etwas höher als die bisher festgesetzte Traufhöhe 

von 3,70 m (Ziffer 1.7) sein kann. 

- Änderungsbereich 3: Kindertagesstätte 

Im Einmündungsbereich der Straßen „Pützfuhr“ und „Planstraße H“ werden nördlich und 

südlich der „Planstraße H“ Flächen statt bisher als Wohngebiet zukünftig als Fläche für 

Gemeinbedarf festgesetzt, um dort eine Kita und die dafür erforderlichen Stellplätze rea-

lisieren und damit das Angebot an Betreuungsplätzen in Hellenthal bedarfsorientiert er-

weitern zu können. 
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- Änderungsbereich 4: Bereits entfallene Bäume im Bereich der Fahrbahnverengung 

(„Planstraße H“) 

Da die drei im Bebauungsplan zum Erhalt festgesetzten Bäume im östlichen Bereich der 

Fahrbahnverengung der als Planstraße H bezeichneten Verkehrsfläche durch eine un-

bekannte Person gerodet wurden, entfällt die Erhaltsfestsetzung für diese drei Bäume. 

Der Sachverhalt wurde in der zum Entwurf erarbeiteten Eingriffs- und Ausgleichsbilan-

zierung berücksichtigt, so dass der Wegfall der Bäume -zusammen mit den weiteren 

durch die 2. Änderung des Bebauungsplans ermöglichten Eingriffen- kompensiert wird. 

- Änderungsbereich 5: Ausweisung von drei Regenrückhaltebecken im Bereich der 

festgesetzten Grünflächen, z.T. auf bisher als Spielplatz festgesetzten Bereichen 

Auf den in der Planzeichnung durch entsprechende wasserwirtschaftliche Signatur ge-

kennzeichneten Teilflächen der öffentlichen Grünflächen sind an insgesamt drei Stand-

orten Regenrückhaltebecken vorgesehen, die im Rahmen der Bebauungsplanänderung 

auch planungsrechtlich berücksichtigt werden. 

Daraus resultiert für den Bereich des östlichen Regenrückhaltebeckens, dass die bishe-

rige Darstellung „Spielplatz“ innerhalb der Grünfläche entfällt. Bei der westlichen Fläche 

für Regenrückhaltebecken sind die im ursprünglichen Bebauungsplan vorgeschlagenen 

Wege innerhalb der Grünfläche nicht mehr umsetzbar. Da diese Wege nicht verbindlich 

festgesetzt wurden, kann eine alternative Wegeführung vorgesehen werden. 

- Änderungsbereich 6: planungsrechtliche Berücksichtigung eines Wirtschaftswegs 

durch Festsetzung als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung und Anbin-

dung dieses Teilstücks an bestehende Wegeverbindungen 

Ein Teilstück einer bestehenden, in Verlängerung der inzwischen hergestellten Straße 

„Pützfuhr“ (Planstraße B) nach Süden aus dem Geltungsbereich herausführenden Wege-

verbindung soll als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt und an die 

im Bebauungsplan bereits festgesetzte Verkehrsfläche Besonderer Zweckbestimmung 

angeschlossen werden. 

In diesem Zusammenhang wird aufgrund der Stellungnahme des Stromversorgers aus 

der frühzeitigen Beteiligung für die am Nordrand des Flurstücks im Änderungsbereich 6 

vorhandene Grünfläche durch eine textliche Festsetzung (Ziffer 3.8) die Möglichkeit ge-

schaffen, dort einen Stationsstandort vorzusehen. Diese Teilversiegelung innerhalb der 

Grünfläche wird in der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. 

3. Räumlicher Geltungsbereich und Bestandteile des Bebauungs-

plans 

Der räumliche Geltungsbereich der textlichen Änderung (Nr. 2) innerhalb der 2. Änderung 

des Bebauungsplans entspricht dem gesamten Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebau-

ungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“. Dieser wird nördlich und westlich durch die Straßen 

„Kalberbenden“ und „Auf der Schanz“ begrenzt. Östlich und südwestlich grenzen Waldflä-

chen und im Süden landwirtschaftlich genutzte Flächen an das Plangebiet an. Das Plange-

biet hat eine Gesamtgröße von ca. 19,8 ha und befindet sich in einer Nordhanglage mit einer 

mittleren Neigung von ca. 20 %. 
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Die zeichnerischen Änderungen (Nrn. 1, 3, 4, 5, 6) sind durch entsprechende Signatur inner-

halb des Bebauungsplans kenntlich gemacht. 

Die Inhalte der Änderungen im Einzelnen werden in den nachfolgenden Kapiteln erläutert. 

Die eindeutige Abgrenzung der Änderungsbereiche ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

Die textlichen Änderungen betreffen den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans 

inkl. der nachrichtlich hervorgehobenen Änderungsbereiche, in denen zusätzlich zeichneri-

sche Anpassungen vorgenommen werden. 

Der Bebauungsplan besteht aus: 

- Dem Plan mit den zeichnerischen Festsetzungen und 

- Den textlichen Festsetzungen. 

Die Begründung ist gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt. Sie ist unterteilt in: 

- Die Allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Pla-

nung 

- Den Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischen Begleitplan (sepa-

rat), PE Becker GmbH, 2025 

Zusätzlich sind dem Bebauungsplan beigefügt: 

- Artenschutzrechtliche Vorprüfung (PE Becker GmbH, Okt. 2024) 

- Maßnahmenkonzept Zauneidechse (PE Becker GmbH, 2025) 

4. Ausgangssituation: Beschreibung des Planbereichs 

4.1 Derzeitige Bebauung und Nutzung 

Seit Rechtskraft des Bebauungsplans (im Jahr 2000) wurden Straßen hergestellt und einige 

Grundstücke bebaut. Der bislang unbebaut gebliebene Teil des Geltungsbereichs wurde wei-

terhin landwirtschaftlich genutzt. Inzwischen werden Baumaßnahmen, sowohl für die Er-

schließungsstraßen als auch für die Regenrückhaltebecken, durchgeführt und die Fläche so-

mit zum Wohngebiet umgestaltet. Einige Wohnhäuser, insbesondere im Bereich „Auf der 

Schanz“ und z.T. auch „Kuhlheck“ sind bereits fertiggestellt bzw. befinden sich im Bau. 

4.2 Bebauungspläne / Historie 

Vor Aufstellung eines Bebauungsplans bestand der Geltungsbereich überwiegend aus land-

wirtschaftlich genutzten Flächen. Der Schulstandort und einige Bebauung, entlang der Stra-

ßen „Kalberbenden“ und „Auf der Schanz“, bestanden bereits vor Aufstellung des Bebau-

ungsplans. Der ursprüngliche Bebauungsplan Nr. 50 (Rechtskraft im Jahr 2000) setzt für den 

Geltungsbereich z.T. Allgemeines (WA) und z.T. Reines Wohngebiet (WR) sowie Verkehrs- 

und Grünflächen bzw. Flächen für Anpflanzungen und Erhalt fest. Im Bereich des Schul-

standorts ist eine Fläche für Gemeinbedarf festgesetzt. Für Details wird auf die linke Seite 

der Planzeichnung, „Vor der Änderung“, und die bei der Gemeinde vorliegenden Textteile 

des rechtskräftigen Bebauungsplans inkl. 1. Änderung (Festsetzung zum Immissionsschutz 

entfallen) verwiesen, insbesondere auf dessen Begründung mit Ausführungen zu Ziel, Zweck 

und Auswirkungen der Planung, getroffenen Festsetzungen usw. 



 

Gemeinde Hellenthal, OT Hellenthal, BP Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“, 2. Änderung – Entwurf 9/28 

4.3 Topographie 

Der Geltungsbereich befindet sich in einer Nordhanglage mit einer mittleren Neigung von ca. 

20 %. Insgesamt weist das Gelände im Geltungsbereich einen Höhenunterschied von ca. 65 

m auf. Der tiefste Geländepunkt liegt mit ca. 408 m ü. NN unterhalb der Schule im Einmün-

dungsbereich der Straßen „Kalberbenden“ und „Auf der Schanz“. Der höchste Punkt liegt mit 

ca. 474 m ü. NN an einem Wirtschaftsweg, der das Plangebiet südlich begrenzt. 

4.4 Erschließung 

Die Verkehrsanbindung des Gebietes erfolgt von der „Kölner Straße“ aus über die „Rathaus-

straße“ und die Straße „Kalberbenden“. Die Erschließung des westlichen Plangebietes er-

folgt über die bereits vorhandene Straße „Auf der Schanz“. 

Die zweite Zufahrt in das neue Wohngebiet wurde inzwischen von der Straße „Kalberbenden“ 

aus (zwischen dem Buswendeplatz östlich der Hauptschule und den angrenzenden Wohn-

bauflächen) realisiert. Durch die Anbindung des Plangebietes an zwei Knotenpunkte ist si-

chergestellt, dass an den Einmündungsbereichen keine unzumutbaren Verkehrsbelastungen 

entstehen und auch bei Blockierung einer Zufahrt Ausweichmöglichkeiten bestehen. 

Ausgehend von diesen beiden Haupt-Anbindungsstraßen, mit einem Maximalgefälle von ca. 

10 - 12 %, wird das Gebiet über Erschließungsschleifen mit Wendemöglichkeiten und kürze-

ren Stichwegen erschlossen, die in Teilen bereits vorhanden sind bzw. aktuell hergestellt 

werden. Dabei wurden Straßen bewusst so angelegt, dass die Straßenachse überwiegend 

jeweils im Ursprungsgelände liegt, um den Anschluss der Privatgrundstücke zu vereinfachen. 

Auf Basis einer detaillierten Straßenplanung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-

plans wurden die notwendigen Verkehrsflächen, mit Ausnahme von stichartigen Wohnwe-

gen, in einer Breite von 7,00 m festgesetzt und auch die erforderlichen Böschungsbereiche 

für den Straßenbau im B-Plan eingetragen. Für die Stichwege sind geringere Breiten (Ge-

samtquerschnitt 5,00 m) vorgesehen. 

Um unnötig lange Wegeverbindungen für Fußgänger zu vermeiden, wurde zusätzlich ein 

separates Fußwegenetz mit einer Breite von 2,00 m im Bebauungsplan Nr. 50 vorgesehen. 

4.5 Gemeinbedarfseinrichtungen 

Im Geltungsbereich ist das Gelände der Hauptschule gelegen. Ein Bereich, der schon vor 

Aufstellung des Bebauungsplans bebaut war und als Fläche für Gemeinbedarf in den Gel-

tungsbereich aufgenommen wurde. 

4.6 Ver- und Entsorgung 

Basierend auf örtlichen Untersuchungen zur Aufstellung des Bebauungsplans wurde vorge-

sehen, das Niederschlagswasser der Privatgrundstücke über Mulden-Rigolensysteme zu 

versickern. 

Neben der üblichen Versickerung mittels Rigolen ist auf den Privatgrundstücken auch eine 

Versickerung mit Einrichtung einer bis an die versickerungsfähige Erdschicht heranreichen-

den Kiespackung unterhalb der Muldenrigole zugelassen, was eine Versickerung auch für 

diejenigen Grundstücke, auf denen aus topographischen Gründen oder wegen anstehenden 
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Hanglehms eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers über Rigolen nicht 

möglich ist, ermöglicht. 

Für das „leicht verschmutzte“ Niederschlagswasser der Wohnstraßen ist im rechtskräftigen 

Bebauungsplan eine Ableitung über ein Teilfilterrohr vorgesehen, das in seinem Sohlbereich 

zu etwa ½ der Höhe eine geschlossene Wandung besitzen und an den vorhandenen 

Fremdwasserkanal in der Straße „Kalberbenden“ angeschlossen werden soll, der zur Olef 

führt. 

Für erforderliche Haus-Ringdrainagen zum Schutz der vorhandenen Bebauung ist ein An-

schluss an das Teilfilterrohr oder an die Mulden-Rigolensysteme vorgesehen. 

Die hierzu erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen sollten vorliegen. Sollte das im 

Einzelfall nicht gegeben sein, sind diese entsprechend zu beantragen, sowohl für beste-

hende als auch für neu zu errichtende Gebäude. 

Für das Niederschlagswasser der öffentlichen Flächen liegt eine Erlaubnis der Bezirksregie-

rung Köln vom 03.08.2005 (AZ der BR Köln: 54.1-3.1-(4.5)-34-re, und AZ bei der UWB Eus-

kirchen: 60.2/657-20/3/Nr.51/2005), die eine Einleitung in die Olef mit bis zu 200 l/s erlaubt. 

Da diese bis zum 31.12.2025 befristet ist, ist sie umgehend neu zu beantragen. Die Zustän-

digkeit liegt inzwischen beim Kreis Euskirchen (Untere Wasserbehörde). 

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser soll über die gemeindliche Kanalisation der 

Kläranlage zugeführt werden. 

Die Versorgung des Baugebietes mit Wasser, Strom, Gas und Telekommunikation ist durch 

Erdkabel, weitestgehend innerhalb der öffentlichen Straßen- und Wegeflächen, vorgesehen. 

Die Trinkwasserversorgung des Baugebietes erfolgt durch den Anschluss an die vorhandene 

gemeindliche Wasserversorgung. Die Löschwasserversorgung soll lt. Bebauungsplan im 

Plangebiet durch vom Wasserverband Oleftal noch zu verlegende Ringleitungen sicherge-

stellt werden. 

Für die inzwischen bebauten Grundstücke wurden die erforderlichen Leitungsabschnitte re-

alisiert. 

4.7 Natur, Landschaft, Umwelt 

Im Geltungsbereich selbst sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Gesetzlich festge-

setzte oder vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete sind ebenfalls nicht vorhanden. 

Allerdings fließt ca. 170 m nördlich des Plangebiets die Olef, zu der ein festgesetztes Über-

schwemmungsgebiet existiert. Westlich des Geltungsbereichs fließen der Platißbach und der 

Speissiefen, östlich der Hintersiefen. Die Böden im Geltungsbereich bestehen aus Brauner-

den. Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Grundwasserkörpers „Linksrheinisches 

Schiefergebirge“, einem Kluftgrundwasserleiter mit sehr geringer Durchlässigkeit. Es sind 

keine Trinkwasserschutzgebiete (festgesetzt oder geplant) im Plangebiet ausgewiesen. 

Schutzgebiete sind im Bereich der Bauflächen des Geltungsbereichs nicht vorhanden und 

werden somit auch nicht durch die Planung beeinflusst. 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 50 erfolgte eine Untersuchung, Bewertung und 

Darstellung des geplanten Eingriffs in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild sowie die 

erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen in einem landschaftspflegerischen Begleitplan gemäß 
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§ 1a BauGB in Verbindung mit § 8 a BNatSchG und §§ 4-6 LG NW (damalige Rechtsgrund-

lage). 

4.8 Eigentumsverhältnisse 

Die Flächen im Geltungsbereich wurden von der Gemeinde erworben und inzwischen par-

zelliert. Zum Teil sind die dadurch entstandenen Baugrundstücke bereits verkauft bzw. be-

baut. 

4.9 Belange des Denkmalschutzes 

Im Plangebiet sind keine Baudenkmäler vorhanden. Nach derzeitigem Kenntnisstand sind 

zudem weder Bodendenkmäler noch landschaftskulturell bedeutsame Kulturlandschaftsbe-

reiche betroffen. 

5. Übergeordnete Planungen 

5.1 Landes- und Regionalplanung 

Das Plangebiet „Kuhlheck-Pützfuhr“ liegt im Geltungsbereich des Regionalplans für den Re-

gierungsbezirk Köln. Die planungsrechtliche Einordnung erfolgt auf Grundlage der jeweils 

gültigen regionalplanerischen Festlegungen. 

 

Abbildung 1: Ausschnitt aus dem Gebietsentwicklungsplan (GEP 2003) 

Im Gebietsentwicklungsplan (GEP) für den Regierungsbezirk Köln, genehmigt im Jahr 2000 

und bekannt gemacht im Mai 2001, war das Plangebiet Teil des großflächig dargestellten 

Allgemeinen Siedlungsbereichs (ASB) von Hellenthal, mit hindurchführender örtlicher Bun-

desstraße sowie den Oberflächengewässern Platißbach und Olef. Diese Darstellung ermög-

lichte die Entwicklung von Wohnbauflächen im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung. 
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Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Regionalplan Köln 2025 (Blatt 10, Kreis Euskirchen_01, Stand  
07/2025) 

Mit dem am 11.07.2025 vom Regionalrat Köln beschlossenen neuen Regionalplan wurde ein 

einheitlicher Gesamtplan für alle 99 Kommunen des Regierungsbezirks eingeführt. Der neue 

Regionalplan ersetzt die bisherigen Teilabschnitte und integriert auch sachliche Teilpläne wie 

z.B. den „Vorbeugenden Hochwasserschutz“. 

Das Plangebiet „Kuhlheck-Pützfuhr“ ist weiterhin als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) 

dargestellt. Die Darstellung wurde im Zuge der Neuaufstellung bestätigt und aktualisiert. Die 

Gemeinde Hellenthal kann somit ihre Siedlungsentwicklung im Rahmen der kommunalen 

Planungshoheit fortführen. Es bestehen keine Zielkonflikte mit den Festlegungen des Regi-

onalplans Köln 2025. Die Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“ erfolgt 

somit im Einklang mit den übergeordneten Planwerken. 
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5.2 Flächennutzungsplan 

 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal (Stand: 21. Ände-
rung) 

Der Flächennutzungsplan wurde im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans 

„Kuhlheck-Pützfuhr“ geändert. Die Flächen des Plangebiets sind im derzeit gültigen Flächen-

nutzungsplan der Gemeinde Hellenthal (Stand: 21. Änderung „Kuhlheck-Pützfuhr“) überwie-

gend als „Wohnbaufläche“ dargestellt. 

Der Änderungsbereich Nr. 3 (Kindertagesstätte) -als einziger Änderungsbereich, der eine 

Anpassung der Baugebietskategorie erfordert- wird bzgl. der abweichenden Darstellung auf 

Ebene des Flächennutzungsplans- als unproblematisch angesehen, da die im Bebauungs-

plan festgesetzte Fläche für Gemeinbedarf für das im FNP dargestellte Baugebiet eine „die-

nende“ Funktion hat, hier: Flächen für den wohnungsbezogenen Gemeinbedarf (Kinderta-

gesstätte) innerhalb eines Wohngebiets. Somit steht die abweichende Festsetzung nicht im 

Widerspruch zu dem im FNP konzipierten städtebaulichen Gefüge, d.h. ihr Flächenumfang 

steht in einem angemessenen Verhältnis zur Größe des gesamten Baugebiets und die dort 

vorgesehene Nutzung selbst ist mit dem Gebietscharakter vereinbar. 

Die hier gegenständlichen Änderungen Nr. 1, 2, 4, 5, 6 haben keine Auswirkungen auf die 

Darstellung im Flächennutzungsplan und die Änderung Nr. 3 ist gem. obiger Erläuterung 

ebenfalls unkritisch, so dass der Bebauungsplan Nr. 50, auch nach Inkrafttreten der 2. Än-

derung, als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt gelten kann. 
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5.3 Landschaftsplan 

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan Hellenthal (Festsetzungskarte, Blatt Nordwest, 
Stand: 2. Änderung, Oktober 2025) 

Der Landschaftsplan verfolgt das Ziel, Natur und Landschaft im Außenbereich zu schützen, 

zu entwickeln und zu pflegen. Er enthält Festsetzungen zu besonders geschützten Teilen 

von Natur und Landschaft (z. B. Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenk-

male), zu Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen sowie zu landschaftsbezogenen Erholungs-

nutzungen. 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplans „Hellenthal“, der durch den 

Kreis Euskirchen als Träger der Landschaftsplanung aufgestellt wurde. Der Landschaftsplan 

ist seit dem 27.12.2005 rechtskräftig und wurde zuletzt umfassend überarbeitet. 

Mit Kreistagsbeschluss vom 09.04.2025 wurde der geänderte Landschaftsplan „Hellenthal“ 

gemäß § 7 Absatz 3 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) NRW grundsätzlich als Satzung 

beschlossen. Da die Bezirksregierung noch Anpassungsbedarf gesehen hat, wurden die An-

merkungen der Bezirksregierung eingearbeitet und eine erneute Offenlage vorbereitet, so 

dass der Beschluss über die geänderten Landschaftspläne (Dahlem, Hellenthal und Kall) 

durch den Kreistag noch zu fassen ist. Teil der Anpassungen ist auch die Umbenennung in 

„2. Änderung“. 

Für das Plangebiet „Kuhlheck-Pützfuhr“ ergeben sich sowohl aus dem bisher geltenden als 

auch aus dem zukünftig geltenden Landschaftsplan keine unmittelbaren Festsetzungen, da 

es sich um einen Bereich innerhalb des Siedlungszusammenhangs handelt. Die 
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Darstellungen des Landschaftsplans gelten vorrangig für den baulichen Außenbereich. 

Gleichwohl sind die allgemeinen Ziele des Landschaftsplans – insbesondere zur Erhaltung 

ortsrandtypischer Gehölzstrukturen, zur Förderung naturnaher Lebensräume und zur Siche-

rung des Landschaftsbildes – bei der Bauleitplanung zu berücksichtigen. 

Die geplante Änderung des Bebauungsplans steht nicht im Widerspruch zu den Festsetzun-

gen des Landschaftsplans. Die Eingriffe in Natur und Landschaft werden im Rahmen der 

Bauleitplanung geprüft und durch geeignete Maßnahmen zur Eingrünung und Flächenge-

staltung kompensiert. Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege wurden 

bzw. werden durch entsprechende Fachbeiträge zur Bebauungsplanänderung und durch Be-

teiligung der Unteren Naturschutzbehörde im Verfahren berücksichtigt. 

Gemäß § 20 Abs. 4 Landesnaturschutzgesetz NRW (LNatSchG NRW) treten widerspre-

chende Darstellungen und Festsetzungen des Landschaftsplans mit dem Inkrafttreten eines 

Bebauungsplans außer Kraft, sofern der Träger der Landschaftsplanung im Beteiligungsver-

fahren nicht widersprochen hat. Diese Regelung stellt sicher, dass die Bauleitplanung im 

Rahmen der kommunalen Planungshoheit Vorrang erhält, ohne dass ein gesondertes Ver-

fahren zur Änderung des Landschaftsplans erforderlich ist. 

Im vorliegenden Fall hat der Kreis Euskirchen als Träger der Landschaftsplanung im Rahmen 

der frühzeitigen Beteiligung keine Einwände gegen die Planung erhoben. Damit bestehen 

keine Zielkonflikte zwischen den Festsetzungen des Bebauungsplans und den Darstellungen 

des Landschaftsplans. 

6. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB) 

Die Planungsrechtlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 50 

„Kuhlheck-Pützfuhr“ gelten überwiegend unverändert weiter und bedürfen somit kei-

ner erneuten Begründung. 

Die geänderten oder ergänzten planungsrechtlichen Festsetzungen werden nachfol-

gend begründet: 

6.1 Änderungsbereich 1: Aufhebung des Bebauungsplans im Bereich Kalberbenden 

Anlass für die Teilaufhebung im Bereich Kalberbenden ist die juristische Bewertung der textli-

chen Festsetzungen. In der juristischen Bewertung wird bzgl. der Festsetzungen zur Gebäu-

dehöhe zum Gebiet WA [1] beanstandet, dass zwar eine zweigeschossige Bauweise (durch 

die Nutzungsschablone auf der Planzeichnung) mit einer Höhenfestsetzung durch eine ma-

ximale Trauf- und Firsthöhe (ausschließlich durch die textlichen Festsetzungen) festgesetzt 

werden, aber keine weiteren Angaben zur maximalen Höhe UKFF des untersten Vollge-

schosses in der Nutzungsschablone zum WA [1] getroffen werden und auch in den zeichne-

rischen Darstellungen und der Legende keine Bezugspunkte in Form von Höhenpunkten der 

Straßenachse definiert werden. Die Höhenfestsetzung des WA [1] führt daher mangels wei-

tergehender Konkretisierung ins Leere und ist mangels ausreichender Bestimmbarkeit un-

wirksam. 

Verfahrensziel ist die Aufhebung der in der Planzeichnung per Signatur gekennzeichneten 

BPlan-Teilfläche mit den dortigen zeichnerischen und textlichen Festlegungen, einschließlich 

der bisherigen 1. Änderung, soweit sie den Aufhebungsbereich berührt. 
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Nach der Teil-Aufhebung des Bebauungsplans entfallen im Änderungsbereich Nr. 1 die bis-

herigen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen. Die Zulässigkeit baulicher Nutzungen 

richtet sich künftig (wie vor Rechtskraft des Bebauungsplans) nach § 34 BauGB „Zulässigkeit 

von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile“. 

Es sind zukünftig Vorhaben zulässig, die sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, 

Bauweise und überbauter Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung einfü-

gen, und deren Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-

beitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. Zu-

dem ist das in § 15 Baunutzungsverordnung - BauNVO definierte Rücksichtnahmegebot Be-

standteil des Einfügens. 

Auflagen und Regelungen mit dem Ziel der Einpassung und Umgebungsverträglichkeit sind 

bei Neubauvorhaben, Änderungen oder Erweiterungen am Baubestand, bei Abriss- und Nut-

zungsänderungsanträgen in deren baurechtlichem Genehmigungsverfahren zu treffen. 

Bestehende genehmigte bauliche Anlagen genießen Bestandsschutz. Bodenordnende Maß-

nahmen werden durch die Aufhebung nicht ausgelöst. 

Die Flächen im Aufhebungsbereich sind lückenlos bebaut und genutzt. Eine Änderung des 

bisherigen oder die Aufstellung eines neuen Bebauungsplans für den Aufhebungsbereich ist 

gemäß § 1 Abs. 3 BauGB nicht erforderlich, da dieser Bereich bereits bei Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 50 bebaut war, keine weiteren Bauvorhaben absehbar sind und eine 

städtebauliche Ordnung auch ohne Bebauungsplan gewährleistet werden kann. 

Die Teilaufhebung erfolgt durch Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB. Die Aufhebung betrifft 

ausschließlich die in der Planzeichnung gekennzeichnete Teilfläche 1. Alle übrigen Festset-

zungen des Bebauungsplans Nr. 50 bleiben unberührt. 

6.2 Änderungsbereich 2: Streichung der Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe und Zu-

lassung begrünter Flachdächer für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-

plans 

Der Änderungsbereich 2 umfasst den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“, mit Ausnahme des Aufhebungsbereichs Kalberbenden (Ände-

rungsbereich 1). Gegenstand der Änderung sind zwei textliche Festsetzungen, die im Zuge 

der Überarbeitung des Bebauungsplans angepasst bzw. gestrichen werden. 

1. Streichung der Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe 

In der bisherigen rechtskräftigen Fassung des Bebauungsplans war unter mehreren Nut-

zungsschablonen (laufende Nummern 3–8 und 10–17) folgende Festsetzung enthalten: 

„Talseitig / straßenseitig dürfen nicht mehr als zwei Geschosse mit insgesamt 6,0 Meter Höhe 

sichtbar sein.“ 

Diese Formulierung entspricht nicht den Maßbestimmungsfaktoren gemäß § 16 Abs. 2 

BauNVO und ist daher bauplanungsrechtlich unzulässig. Die Festsetzung bezieht sich auf 

die sichtbare Höhe von Geschossen, ohne einen klar definierten Bezugspunkt (z. B. Stra-

ßenhöhe oder Geländeoberfläche), was zu einer mangelnden Bestimmtheit führt. Eine sol-

che Festsetzung ist nicht geeignet, die zulässige Bauweise rechtssicher zu regeln und kann 

im Genehmigungsverfahren nicht belastbar herangezogen werden. 
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Die Festsetzung wird daher vollständig aus den betroffenen Nutzungsschablonen entfernt. 

Die zulässige Gebäudehöhe wird weiterhin über die Festsetzung der Geschossigkeit sowie 

über die maximalen Trauf- und Firsthöhen geregelt, wodurch die städtebauliche Steuerung 

des Bauvolumens gewährleistet bleibt. 

2. Zulassung begrünter Flachdächer 

Außerhalb des laufenden Änderungsverfahrens wurde politisch beschlossen, die Möglichkeit 

zur Errichtung begrünter Flachdächer aktiv in der Bauleitplanung zu berücksichtigen. Ziel ist 

es, die bauliche Entwicklung im Gemeindegebiet an heutige Anforderungen des klimaange-

passten Bauens anzupassen und die ökologische Qualität der Dachflächen zu verbessern. 

Aus diesem Grund wurde im Zuge der Änderung die Festsetzung zur Gebäudehöhe um Vor-

gaben zu Flachdächern ergänzt. Da bei Flachdächern die Traufhöhe bzw. die Höhe der Attika 

nahezu der Gebäudehöhe entspricht, wurde ein Zuschlag von 0,5 m gegenüber der festge-

setzten Traufhöhe berücksichtigt, um flach geneigte Dachkonstruktionen und technische Auf-

bauten angemessen zu erfassen. Die maximale Gebäudehöhe bei Flachdachausführung 

wurde entsprechend angepasst. 

Die geänderte Festsetzung erlaubt künftig sowohl geneigte Dächer (z. B. Sattel- oder Walm-

dächer) als auch Flachdächer. Bei Flachdächern ist eine extensive Dachbegrünung verpflich-

tend vorzusehen. Die entsprechenden Anforderungen werden in den textlichen Festsetzun-

gen konkretisiert. Für geneigte Dächer gelten die Vorgaben zur Dachbegrünung nicht. 

Die Zulassung begrünter Flachdächer ist mit dem Ortsbild und der vorhandenen Bebauung 

vereinbar. Die Maßbegrenzung über Geschossigkeit und Gebäudehöhe gewährleistet, dass 

sich auch Flachdachbauten harmonisch in die Umgebung einfügen. Die Einführung der 

Dachbegrünungspflicht trägt zur Verbesserung des Mikroklimas, zur Regenwasserrückhal-

tung und zur Förderung der Biodiversität bei. Die Maßnahme ist Bestandteil der städtebauli-

chen Klimaanpassung. 

6.3 Änderungsbereich 3: Kindertagesstätte 

Im Änderungsbereich 3 wird die Nutzungsart von Wohngebiet in Fläche für Gemeinbe-

darf mit der Zweckbestimmung Kindertagesstätte geändert. Die sonstigen planungs-

rechtlichen Festsetzungen (z.B. Nutzungsmaß, überbaubare Grundstücksfläche, Be-

pflanzung) bleiben unverändert. 

6.4 Änderungsbereich 4: Bereits entfallene Bäume im Bereich der Fahrbahnverengung 

(„Planstraße H“) 

Da die im rechtskräftigen Bebauungsplan als Erhalt festgesetzten Bäume im Änderungsbe-

reich nicht mehr vorhanden sind, werden die zeichnerischen Festsetzungen der Situation vor 

Ort angepasst, so dass die drei Planzeichen „Erhalt von Einzelbäumen“ entfallen. Die sons-

tigen Festsetzungen im Änderungsbereich gelten unverändert weiter. 

Diese Anpassung wird auch im Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischen Be-

gleitplan durch die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung für die Änderungsbereiche berück-

sichtigt. 
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6.5 Änderungsbereich 5: Ausweisung von drei Regenrückhaltebecken im Bereich der 

festgesetzten Grünflächen 

Im Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“ werden innerhalb 

dreier Teilbereiche des Geltungsbereichs Flächen für die Anlage von Regenrückhaltebecken 

ausgewiesen. Diese befinden sich innerhalb der im bisher rechtskräftigen Bebauungsplan 

als öffentliche Grünflächen festgesetzten Bereiche und dienen der geordneten Ableitung und 

Zwischenspeicherung von Niederschlagswasser. 

Die Notwendigkeit zur Schaffung von Retentionsvolumen ergibt sich aus der örtlichen Ent-

wässerungssituation: Für das Plangebiet steht kein separater Niederschlagswasserkanal zur 

Verfügung. Gleichzeitig haben die Extremwetterereignisse der vergangenen Jahre gezeigt, 

dass eine leistungsfähige Regenwasserbewirtschaftung erforderlich ist, um Überflutungen 

und Schäden zu vermeiden. 

Gemäß den Anforderungen an die Niederschlagswasserbehandlung ist daher sicherzustel-

len, dass ausreichend Rückhaltevolumen zur Verfügung steht. Die hierfür benötigten Flächen 

werden innerhalb der festgesetzten öffentlichen Grünflächen bereitgestellt. Die konkrete Flä-

che der jeweiligen Planzeichen orientiert sich an der Anlagenplanung bzw. den bereits er-

richteten wasserwirtschaftlichen Anlagen. 

In der Planzeichnung werden die betroffenen Teilflächen durch eine ergänzende Zweckbe-

stimmung als „Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung 

des Wasserabflusses“ gekennzeichnet. 

Zusätzlich erhalten die Regenrückhalteflächen eine Signatur für „Flächen für Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ gem. § 9 

Abs. 1 Nr. 20 BauGB mit entsprechenden textlichen Festsetzungen (Ziffer 3.9 der textlichen 

Festsetzungen). 

Die Regenrückhaltebecken übernehmen damit eine doppelte Funktion: Sie dienen einerseits 

der technischen Regenwasserbewirtschaftung und andererseits der ökologischen Aufwer-

tung des Plangebiets. Die gewählte Gestaltung trägt den Anforderungen des Wasserhaus-

halts, des Artenschutzes sowie der landschaftsökologischen Entwicklung Rechnung. 

Die als Fläche für die Regenrückhaltung festgesetzten Bereiche (Flächen mit Retentions-

funktion) müssen dauerhaft ihre Speicher- und Rückhaltefunktion erfüllen. Eine extensive 

Pflege mit einmaliger jährlicher Mahd und vollständiger Entfernung des Mahdguts gewähr-

leistet eine stabile, nährstoffarme Vegetationsstruktur. Der Verzicht auf Düngemittel und 

Pflanzenschutzmittel verhindert Nährstoffeinträge und sichert die Entwicklung eines artenrei-

chen Extensivrasens durch natürliche Sukzession. Diese Pflegepraxis entspricht den Emp-

fehlungen für naturnahe Regenrückhaltebecken und fördert die Biodiversität. 

Die nicht für die Retention benötigten Teilflächen werden durch standortgerechte, gebiets-

heimische Gehölze bepflanzt. Dies verbessert die landschaftliche Einbindung der techni-

schen Anlage und schafft wertvolle Lebensräume für Vögel und Insekten. Die Pflanzliste ori-

entiert sich an heimischen Arten, die für die Region typisch sind und eine hohe ökologische 

Wertigkeit besitzen. Einzelne Überhälter (Bäume) sorgen für Strukturvielfalt. Die Anordnung 

der Pflanzungen berücksichtigt den Platzbedarf für Steinriegel, die als spezielle Habitatstruk-

turen für Zauneidechsen dienen. Die Auswahl der Gehölzarten folgt dem Grundsatz der 

Standortgerechtigkeit und der Verwendung gebietsheimischer Arten. Dies unterstützt die 

Entwicklung stabiler, naturnaher Pflanzengesellschaften und vermeidet invasive Arten. Die 
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Mischung aus Sträuchern und Bäumen gewährleistet eine gestufte Vegetationsstruktur, die 

sowohl landschaftsästhetische als auch ökologische Funktionen erfüllt. 

Die Steinriegel sind als gezielte Maßnahme zur Förderung eines Lebensraums für die Zau-

neidechse vorgesehen, einer streng geschützten Art nach § 44 BNatSchG. Die Dimensionie-

rung und Materialwahl (autochthones Gestein, abgestufte Körnung) schaffen geeignete Son-

nenplätze und Versteckmöglichkeiten. Die Pflege (Freihalten von Beschattung) ist erforder-

lich, um die Habitatfunktion langfristig zu sichern. Die Kombination aus Extensivrasen, Ge-

hölzpflanzungen und Steinriegeln trägt zur Erfüllung artenschutzrechtlicher Anforderungen 

und zur ökologischen Aufwertung des Plangebiets bei. 

6.6 Änderungsbereich 6: planungsrechtliche Berücksichtigung eines Wirtschaftswegs 

durch Festsetzung als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung und Anbindung 

dieses Teilstücks an bestehende Wegeverbindungen 

Es soll ein Wegeabschnitt, der in der Örtlichkeit bereits vor Herstellung der Erschlie-

ßungsstraßen vorhanden jedoch nie Bestandteil der festgesetzten Verkehrsflächen 

(Straßen und Fußwege) war, nun eine entsprechende Festsetzung als Verkehrsfläche 

besonderer Zweckbestimmung erhalten und durch entsprechende zeichnerische Fest-

setzung an das bereits festgesetzte Wegenetz angeschlossen werden. 

Die Verkehrsfläche ist von öffentlichen Grünflächen umgeben. Unmittelbar nordwestlich an-

grenzend an die Verkehrsfläche befindet sich ein Teilbereich dieser Grünflächen. Aufgrund 

der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung wird für diese Teilfläche eine Festset-

zung ergänzt, die untergeordnete bauliche Anlagen zur Versorgung des Baugebiets (z.B. mit 

Elektrizität) zulässt. Die nicht durch Versorgungsanlagen beanspruchten Flächen sind wei-

terhin (wie im bisher rechtskräftigen Bebauungsplan) gem. Ziffer 3.2 der textlichen Festset-

zungen herzustellen. 

7. Auswirkungen der Planung 

7.1 Änderungsbereich 1: Aufhebungsbereich Kalberbenden 

Nach der Teil-Aufhebung des Bebauungsplans ist die dortige Zulässigkeit baulicher Nut-

zungen künftig (wieder) nach § 34 BauGB „Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im 

Zusammenhang bebauten Ortsteile“ zu beurteilen. 

Bestehende genehmigte bauliche Anlagen im Aufhebungsbereich genießen Bestands-

schutz. Die planungsrechtliche Rückführung in den unbeplanten Innenbereich hat keine 

Auswirkungen auf die Zulässigkeit bestehender Nutzungen. 

Nach § 1, Abs. 5 BauGB sollen die Bauleitpläne dazu beitragen, die natürlichen Lebens-

grundlagen zu schützen und zu entwickeln. Sie sollen die Belange des Umweltschutzes, 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigen. Alle berührten Umwelt-

belange sind auf bauleitplanerischer Ebene in einem sog. „Umweltbericht“ zu bewerten 

und in die Abwägung einzustellen. Ein möglichst schonender und sparsamer Umgang 

mit den natürlichen Ressourcen, beginnend bei Grund und Boden, ist gem. § 1a Abs. 2 

BauGB in allen bauleitplanerischen Verfahren anzustreben. Allerdings ist die grundsätz-

liche Abwägungsentscheidung hier schon lange in den Vorverfahren – spätestens durch 
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die Bebauung der Flächen nach §34 BauGB (vor Aufstellung eines Bebauungsplans) - 

zugunsten der Nutzung als Bauflächen erfolgt. Daran tritt durch den Wechsel des Bau-

rechts von § 30 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich eines BPlans) 

zu § 34 BauGB („unbeplanter Innenbereich“) keine grundsätzliche Änderung ein. 

Durch die Teil-Aufhebung der Bebauungsplanflächen sind keine Auswirkungen auf Um-

weltbelange, Natur und Landschaft zu erwarten, da die Flächen vollständig bebaut und 

genutzt sind und es sich somit um eine planungsrechtliche Formalität ohne Auswirkun-

gen auf die Situation vor Ort handelt. 

Da durch die Teilaufhebung für eine bereits bebaute Fläche keine neuen Nutzungen er-

möglicht werden und keine zusätzlichen Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgen, ist 

eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB nicht erforderlich, die Teilfläche somit 

auch nicht im Umweltbericht berücksichtigt. 

7.2 Änderungsbereich 2: Streichung der Festsetzung zur sichtbaren Wandhöhe und Zu-

lassung begrünter Flachdächer für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-

plans 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“ war unter mehreren Nut-

zungsschablonen der Zusatz enthalten: 

„Talseitig dürfen nicht mehr als zwei Geschosse mit insgesamt 6,0 m Höhe sichtbar sein.“ 

Diese Festsetzung wird im Rahmen der 2. Änderung gestrichen. Sie ist bauplanungs-

rechtlich nicht zulässig, da sie nicht den Maßbestimmungsfaktoren gemäß § 16 Abs. 2 

BauNVO entspricht. Zudem fehlt ein definierter Bezugspunkt für die Höhenangabe, was 

zu einer mangelnden Bestimmtheit führt. Die Festsetzung ist daher unwirksam und wird 

aus den Nutzungsschablonen entfernt. 

Die Streichung hat keine negativen Auswirkungen auf die Steuerung der Bebauung, da 

die zulässige Geschossigkeit sowie die maximalen Trauf- und Firsthöhen weiterhin fest-

gesetzt sind und die Baukörper ausreichend definieren. 

Im Zuge der Änderung wird zudem die Zulassung begrünter Flachdächer im gesamten 

Geltungsbereich des Bebauungsplans ermöglicht. Die Wahl der Dachform bleibt den 

Bauherren überlassen. Bei Ausführung eines Flachdachs ist jedoch eine extensive Dach-

begrünung verpflichtend vorzusehen. Die entsprechenden Anforderungen werden in den 

textlichen Festsetzungen konkretisiert. 

Die Zulassung begrünter Flachdächer ist mit dem Ortsbild und der vorhandenen Bebau-

ung vereinbar. Die Maßbegrenzung über Geschossigkeit und Gebäudehöhe gewährleis-

tet, dass sich auch Flachdachbauten harmonisch in die Umgebung einfügen. Die Einfüh-

rung der Dachbegrünungspflicht trägt zur Verbesserung des Mikroklimas, zur Regen-

rückhaltung und zur Förderung der Biodiversität bei. 

Da bei Flachdächern die Traufhöhe bzw. die Höhe der Attika nahezu der Gebäudehöhe 

entspricht, wurde ein Zuschlag von 0,5 m berücksichtigt, um flach geneigte Dachkon-

struktionen und technische Aufbauten angemessen zu erfassen. Die maximale Gebäu-

dehöhe bei Flachdachausführung wurde entsprechend angepasst. 
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Insgesamt führen die Änderungen zu einer rechtlichen Klarstellung, einer ökologischen 

Aufwertung und einer zeitgemäßen Anpassung der Festsetzungen, ohne die städtebau-

liche Ordnung oder die zulässige Nutzung zu verändern. 

7.3 Änderungsbereich 3: Kindertagesstätte 

Im Änderungsbereich 3 wird eine bislang als Wohnbaufläche festgesetzte Teilfläche 

künftig als Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ 

ausgewiesen. Die Änderung betrifft ausschließlich die Nutzungsart; eine bauliche Ver-

dichtung oder Erweiterung des Plangebiets erfolgt nicht. 

Die Festsetzung erfolgt vor dem Hintergrund der erwartbaren demografischen Entwick-

lung im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“. Aufgrund der 

Größe des Baugebiets und der geplanten Wohnnutzung ist mit einem erhöhten Bedarf 

an wohnortnahen Betreuungsangeboten zu rechnen. Die Gemeinde Hellenthal trägt mit 

dieser Änderung dem entstehenden Bedarf Rechnung und schafft die planungsrechtliche 

Grundlage für eine soziale Infrastrukturmaßnahme. 

Die Umwidmung von Wohnbaufläche zu Gemeinbedarfsfläche hat keine negativen Aus-

wirkungen auf die städtebauliche Ordnung. Vielmehr wird die funktionale Durchmischung 

des Quartiers gestärkt. Die Lage der Fläche innerhalb des Wohngebiets gewährleistet 

eine gute Erreichbarkeit und ermöglicht eine fußläufige Anbindung für Familien. 

Da die Fläche bereits als Baufläche ausgewiesen war, ergeben sich keine zusätzlichen 

Eingriffe in Natur und Landschaft. Die Maßnahme ist daher aus umweltfachlicher Sicht 

unbedenklich. 

Die Fläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal weiterhin 

als Wohnbaufläche dargestellt (siehe auch Kap. 5.2). Eine Änderung der Darstellung ist 

nicht vorgesehen, da die Nutzung als Kindertagesstätte grundsätzlich mit der Darstellung 

als Wohnbaufläche vereinbar ist. 

7.4 Änderungsbereich 4: Bereits entfallene Bäume im Bereich der Fahrbahnverengung 

(„Planstraße H“) 

Im Änderungsbereich 4 werden drei Symbole in der Planzeichnung entfernt, mit denen 

bislang die ehemals vorhandenen Bäume im Bereich der Fahrbahnverengung der „Plan-

straße H“ als „Erhalt von Einzelbäumen“ festgesetzt waren. Da diese Bäume in der Ört-

lichkeit nicht mehr vorhanden sind, entfällt die entsprechende Festsetzung. 

Der Entfall stellt in der Planzeichnung zwar nur eine redaktionelle Anpassung an den 

Zustand in der Örtlichkeit dar, ist aber in Bezug auf Umweltbelange als planungsrechtlich 

relevanter Eingriff in die zuvor festgesetzte Grünstruktur zu werten. Gemäß § 1a Abs. 2 

BauGB ist ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden sowie mit Natur 

und Landschaft anzustreben. Eingriffe in bestehende Festsetzungen zur Grünstruktur 

sind daher ausgleichspflichtig, sofern sie nicht bereits durch andere Maßnahmen kom-

pensiert wurden. 

Im Rahmen der Änderung wird daher eine Kompensation für die entfallenen Bäume vor-

gesehen. Die konkreten Ausgleichsmaßnahmen werden im Umweltbericht dargestellt. 
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Da an den übrigen Festsetzungen im Änderungsbereich 4 unverändert festgehalten wird 

und keine neuen baulichen Nutzungen ermöglicht werden, sind keine weiteren negativen 

Auswirkungen auf die städtebauliche Ordnung oder die Umweltbelange zu erwarten. 

7.5 Änderungsbereich 5: Ausweisung von drei Regenrückhaltebecken im Bereich der fest-

gesetzten Grünflächen 

Zur Sicherstellung der Niederschlagsentwässerung im Geltungsbereich des Bebauungs-

plans Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“ werden Teilflächen von drei festgesetzten öffentlichen 

Grünflächen mit einer ergänzenden Zweckbestimmung als „Fläche für die Wasserwirt-

schaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses“ versehen. Die 

Maßnahme dient der Schaffung von Retentionsvolumen zur Regenrückhaltung und ist 

erforderlich, da kein separater Niederschlagswasserkanal vorhanden ist und die Entwäs-

serung über die öffentliche Kanalisation nicht ausreicht. 

Durch die Festsetzung der Regenrückhaltebecken entfällt eine bislang vorgesehene 

Spielplatzfläche. Bei Bedarf könnte ergänzend an anderer Stelle innerhalb der Grünflä-

che eine Spielfläche gestaltet werden. Eine weitere Spielplatzfläche in zentraler Lage 

bleibt von den Regenrückhaltebecken unberührt. 

Auch das im rechtskräftigen Bebauungsplan vorgeschlagene Netz an Fußwegen ist an-

zupassen, da einzelne der bisher angedachten Wegeabschnitte durch die neue Zweck-

bestimmung funktionslos werden. Die Wegeführung kann aber durch entsprechende 

Überarbeitung angepasst werden und die ursprüngliche Funktion weiterhin erfüllen. 

Die Flächen für Regenrückhaltebecken sind zu begrünen bzw. bepflanzen. In den textli-

chen Festsetzungen wird vorgesehen, dass die Retentionsbereiche als Extensivrasen zu 

entwickeln, die weiteren Flächen der Regenrückhaltebecken (ohne Retentionsfunktion) 

zu bepflanzen sind und ergänzend Steinriegel zur Schaffung eines Eidechsenhabitats 

vorzusehen sind. 

Die Auswirkungen auf Umweltbelange werden im Umweltbericht bewertet und in die Ab-

wägung eingestellt. 

7.6 Änderungsbereich 6: planungsrechtliche Berücksichtigung eines Wirtschaftswegs 

durch Festsetzung als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung und Anbindung 

dieses Teilstücks an bestehende Wegeverbindungen 

Im Änderungsbereich 6 wird ein bereits vorhandener Wegeabschnitt, der bislang nicht 

Bestandteil der zeichnerischen Festsetzungen war, nun als Verkehrsfläche besonderer 

Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung „Wirtschaftsweg“ planungsrechtlich gesi-

chert. Die Festsetzung erfolgt zur funktionalen Einbindung des Weges in das bestehende 

Wegenetz und dient der Sicherung der Erschließung für landwirtschaftliche und infra-

strukturelle Zwecke. 

Da der Weg bereits in der Örtlichkeit vorhanden ist und genutzt wird, werden durch die 

Festsetzung keine zusätzlichen baulichen oder funktionalen Veränderungen ausgelöst. 

Es handelt sich um eine planungsrechtliche Klarstellung, die der tatsächlichen Nutzung 

entspricht und zur städtebaulichen Ordnung beiträgt. 
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Im Zuge der Beteiligung wurde der Wunsch geäußert, im Bereich nordwestlich des We-

ges (Teilfläche des Flurstücks 1179) einen Stationsstandort für die Stromversorgung vor-

zusehen. Dieser Wunsch kann ohne Änderung der zeichnerischen Festsetzungen be-

rücksichtigt werden. Gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO sind untergeordnete Versorgungsan-

lagen innerhalb von Grünflächen ausnahmsweise zulässig, sofern sie der Versorgung 

des Gebiets dienen und sich in das städtebauliche Konzept einfügen. 

Zur Umsetzung wird eine ergänzende textliche Festsetzung aufgenommen, die die Nut-

zung einer Teilfläche der festgesetzten öffentlichen Grünfläche als Standort für eine 

Stromversorgungsstation ausnahmsweise zulässt. Die Maßnahme ist im Umweltbericht 

und der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt, da die Grünfläche durch 

den Stationsstandort zum Teil versiegelt wird. 

7.7 Umweltbelange, Vermeidung und Ausgleich 

Nach § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne dazu beitragen, die natürlichen Lebens-

grundlagen zu schützen und zu entwickeln. Dabei sind die Belange des Umweltschutzes, 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege – insbesondere in Bezug auf Menschen, 

insbesondere ihre Gesundheit und das Wohlbefinden, Tiere, Pflanzen, Biologische Viel-

falt, Boden / Fläche, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgüter 

sowie Wechselwirkungen zwischen den genannten Schutzgütern – zu berücksichtigen. 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird für die vorliegende Bebauungsplanänderung eine Um-

weltprüfung für die durch die Änderung betroffenen Teilflächen durchgeführt. Die Ergeb-

nisse werden im Umweltbericht dokumentiert, der als gesonderter Bestandteil der Be-

gründung vorgelegt wird. Der Umweltbericht enthält auch einen integrierten landschafts-

pflegerischen Begleitplan inkl. Kompensationsmaßnahmen. 

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten eingriffsrelevanten Nutzungen wer-

den überwiegend beibehalten. Neue Eingriffe – etwa durch die Ausweisung von Regen-

rückhaltebecken – werden fachlich bewertet. Die betroffenen Bereiche werden im Um-

weltbericht dargestellt und hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die o.g. Schutzgüter un-

tersucht. 

Sofern durch die Planung Eingriffe im Sinne von § 1a BauGB i. V. m. § 14 BNatSchG und 

§ 30 LNatSchG NRW ausgelöst werden, erfolgt die Regelung der Vermeidungs-, Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen gemäß § 18 BNatSchG i. V. m. § 31 LNatSchG NRW bis 

zur Offenlage des Bebauungsplans. Durch die 2. Änderung des Bebauungsplans ergibt 

sich ein Kompensationsbedarf in Höhe von 3.340 Biotopwertpunkten, der durch externe 

Kompensationsmaßnahmen auszugleichen ist. 

Der Ausgleich erfolgt über das Ökokonto der Gemeinde Hellenthal (lfd. Nr. 4). Unter die-

ser Nummer ist mit Datum 13.04.2017 eine Umwandlung eines Fichtenbestands in einen 

standortgerechten Laubholzbestand auf insgesamt 12.000 m² (Flurstück 55, Flur 64, Ge-

markung Hellenthal) verbucht. Mit Stand 17.09.2025 standen hier noch 12.000 Punkte 

zur Verfügung, von denen die benötigten 3.340 Biotopwertpunkte mit dem ökologischen 

Defizit in diesem Verfahren verrechnet werden. 
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Im Rahmen der Umweltprüfung wurde auch eine artenschutzrechtliche Vorprüfung 

(ASVP) durchgeführt, ein entsprechender Fachbeitrag erstellt und den Planunterlagen 

beigefügt. Die ASVP prüft, ob durch die Umsetzung des Bebauungsplans Verstöße ge-

gen die artenschutzrechtlichen Verbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten sind. 

Die ASVP berücksichtigt insbesondere die planungsrelevanten Arten gemäß Definition 

des LANUK NRW. 

Die ASVP kommt zu dem Ergebnis, dass bei Beachtung der vorgesehenen Vermei-

dungsmaßnahmen keine erheblichen Beeinträchtigungen planungsrelevanter Arten zu 

erwarten sind. Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachte Stellungnahme, 

die Eidechsen im Plangebiet thematisierte, wurde berücksichtigt. Im Rahmen eines Orts-

termins konnten keine Eidechsen festgestellt werden. Dennoch werden die Bereiche der 

Regenrückhaltebecken als geeignetes Habitat eingestuft und die Attraktivität für Eidech-

sen durch entsprechende Maßnahmen gesteigert. Die artenschutzrechtlichen Anforde-

rungen sind damit erfüllt. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung und der ASVP fließen in die Abwägung gemäß § 1 

Abs. 7 BauGB ein und werden bei der weiteren Ausarbeitung des Bebauungsplanent-

wurfs berücksichtigt. 

Die in dem entsprechenden Fachbeitrag formulierten und im Umweltbericht mit integrier-

tem Landschaftspflegerischen Begleitplan zusammengefassten Vermeidungs- und Ver-

minderungsmaßnahmen wurden in die Textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan 

bzw., wo eine entsprechende Rechtsgrundlage fehlt, als Hinweise in den Textteil zum 

Bebauungsplan aufgenommen. Die als Festsetzungen formulierten Maßnahmen wurden 

in den vorherigen Kapiteln bereits begründet; die Hinweise sind ergänzend zu beachten. 

7.8 Sonstige Auswirkungen 

Die Änderungen im Rahmen der Bebauungsplanänderung Nr. 50 „Kuhlheck-Pützfuhr“ 

haben keine Auswirkungen auf die verkehrstechnische Erschließung, da keine neuen 

Straßen oder Zufahrten vorgesehen sind und die festgesetzten bzw. bestehenden Ver-

kehrsflächen unverändert bleiben. 

Auch die Ver- und Entsorgungssituation im Geltungsbereich wird durch die Änderungen 

nicht beeinträchtigt. Die Versorgung mit Strom, Wasser, Wärme und Telekommunikation 

ist weiterhin gesichert. Die Entsorgung erfolgt über die bestehenden bzw. im Zuge der 

Erschließung herzustellenden Systeme. 

Im Bereich des Immissionsschutzes ergeben sich keine relevanten Änderungen. Es wer-

den keine neuen Nutzungen mit erhöhtem Emissionspotenzial eingeführt, und die beste-

henden Festsetzungen zur Wohnnutzung und Gemeinbedarf bleiben mit den Anforde-

rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse vereinbar. Die Immissionsschutz-

Festsetzungen sind bereits durch die 1. Änderung des Bebauungsplans -nach Nutzungs-

aufgabe des Sägewerks- entfallen. 

Bezüglich der Niederschlagswasserbeseitigung werden durch die Ausweisung von drei 

Regenrückhaltebecken zusätzliche wasserwirtschaftliche Anlagen geschaffen. Diese 

dienen der Zwischenspeicherung und kontrollierten Ableitung von Niederschlagswasser 
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und tragen zur Entlastung der bestehenden Kanalisation bei. Die Maßnahme verbessert 

die wasserwirtschaftliche Funktionalität des Gebiets und unterstützt die Klima(folgen)an-

passung. 

7.9 Flächenbilanz 

Die Gesamtgröße des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 50 „Kuhlheck-Pütz-

fuhr“ beträgt rund 19,8 ha. Davon entfallen ca. 2,98 ha auf Bestandsbebauung, die be-

reits vor Aufstellung des ursprünglichen Bebauungsplans vorhanden war. 

Das eigentliche Baugebiet umfasst ca. 16,7 ha und gliedert sich wie folgt: 

• Verkehrsflächen: ca. 2,0 ha 

• Baulandflächen (Wohnbauflächen, Gemeinbedarfsflächen): ca. 10,5 ha 

• Öffentliche Grünflächen (inkl. Flächen mit wasserwirtschaftlicher Zweckbestim-

mung): ca. 4,2 ha 

Im Rahmen der 2. Änderung des Bebauungsplans wird eine Teilfläche von ca. 8.550 m² 

im Bereich Kalberbenden (Änderungsbereich 1) aus dem Geltungsbereich der verbindli-

chen Bauleitplanung herausgenommen. Diese Fläche wird künftig nicht mehr durch Fest-

setzungen des Bebauungsplans gesteuert, sondern unterliegt der planungsrechtlichen 

Beurteilung nach § 34 BauGB (Innenbereich). 

Die Fläche bleibt weiterhin Teil der Gesamtbilanz, wird jedoch als (nicht überplante) Be-

standsfläche geführt. Eine bauliche Entwicklung ist dort nur im Rahmen der Umgebungs-

bebauung zulässig. Die Flächenbilanz berücksichtigt diesen Wechsel der planungsrecht-

lichen Grundlage, ohne dass sich die Gesamtgröße des Geltungsbereichs verändert. 

7.10 Bodenordnung, Kosten 

Die Flächen im Änderungsbereich befinden sich im Eigentum der Gemeinde, soweit sie nicht 

bereits als Bauland veräußert wurden und sind bzw. werden aktuell erschlossen. Weitere 

bodenordnende Maßnahmen in Form von Grenzregelungen sind im Verfahren nicht mehr 

erforderlich. 

Für die ggf. erforderlichen zusätzlichen Anschlüsse an die Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 

werden Beiträge / Abgaben erhoben. 

8. Nachrichtliche Übernahmen und Vermerke 

Die Aufnahme der Ergebnisse anderer Planungen anhand „Nachrichtlicher Übernahmen“ (Er-

gebnisse oder Festsetzungen rechtskräftiger Planungen, Denkmäler nach Landesrecht) oder 

durch „Vermerke“ (im Verfahren befindliche Planfeststellungen o.ä.) ist zum aktuellen Pla-

nungsstand nicht erforderlich, so dass diesbezüglich keine Eintragungen erfolgen. 
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9. Kennzeichnungen und Hinweise 

Kennzeichnungen wurden im Entwurf nicht berücksichtigt, da keine im rechtskräftigen 

Bebauungsplan enthalten sind und zum aktuellen Planungsstand auch kein Erfordernis 

zur Ergänzung einer Kennzeichnung besteht. 

Die drei im rechtskräftigen Bebauungsplan enthaltenen Hinweise wurden übernommen, 

die Vermeidungsmaßnahmen aus der ASVP sowie zwei weitere Hinweise (Bodendenk-

malpflege und Kampfmittel) ergänzt. 

Nach Durchführung der frühzeitigen Beteiligung wurden die Hinweise der 2. Änderung 

aktualisiert und erweitert. Insgesamt sind folgende Hinweise und Empfehlungen Be-

standteil der textlichen Festsetzungen: 

Hinweise 

1. Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen (aus der ASVP): 

1. Durchführung der Baufeldfreimachung außerhalb der Vogelbrutzeit (01.10.–

28./29.02.) 

2. Gehölzentfernungen außerhalb der Brutzeit mit vorheriger Kontrolle durch Fach-

gutachter 

3. Endoskopische Untersuchung höhlenreicher Bäume vor Fällung; Ersatzquartiere 

bei Fledermausnutzung 

4. Vermeidung von Fallenwirkung bei Baugruben und Materiallagerung 

2. Hinweise aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan: 

1. Grundwasser: Hinweis auf hohen Grundwasserstand und erforderliche Abdich-

tungsmaßnahmen 

2. Versickerung: Erlaubnispflicht für Versickerungsanlagen; Antrag bei der Unteren 

Wasserbehörde 

3. Wasserdruck: Hinweis auf mögliche Notwendigkeit von Druckerhöhungsanlagen 

in höher gelegenen Bereichen 

3. Ergänzungen der 2. Änderung: 

1. Bodendenkmalpflege: Meldepflicht bei archäologischen Funden; §§ 15 und 16 

DSchG NRW beachten 

2. Kampfmittel: Vorgehen bei Fund von Kampfmitteln; Empfehlung zur Sicherheits-

detektion bei mechanisch belastenden Erdarbeiten 

3. Erdbebenzone: Lage in Erdbebenzone 1; Anforderungen an Standsicherheit ge-

mäß DIN EN 1998-1/NA 

4. Altbergbau: Lage über erloschenen Bergwerksfeldern; keine dokumentierten Ab-

baumaßnahmen 

5. Mutterboden: Schutz und Wiederverwendung gemäß § 202 BauGB und DIN 

18915 
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6. Feuerungsanlagen in Waldnähe: Mindestabstand von 100 m zum Waldrand ge-

mäß Landesforstgesetz NRW 

Empfehlungen 

1. Fledermausfreundliche Fassadenelemente: Einbau von Quartierkästen empfoh-

len 

2. Insektenfreundliche Beleuchtung: Verwendung von warmweißen LEDs mit ge-

eigneter Lichtcharakteristik 

3. Pflege von Grünflächen: Späte und reduzierte Mahd zur Förderung der Biodiver-

sität und des Insektenschutzes 

Nicht unmittelbar im Bebauungsplanverfahren zu regelnde Sachverhalte wie Immissions-

schutz- und Brandschutzauflagen, Feuerwehr- und Rettungspläne, gestalterische Vor-

gaben, Berücksichtigung vorhandener Leitungen, wasserrechtliche Regelungen zur Ab-

wasser- und Niederschlagswasserentsorgung sowie die Durchführung von Artenschutz- 

und Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Plangebiets sind im Rahmen der nachfolgen-

den Bauausführungsplanung bzw. im Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen. 
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B. RECHTSGRUNDLAGEN 

Erläuterungen zu den verwendeten Abkürzungen und Angaben über die Fundstellen der 
zitierten Gesetze und Vorschriften: 

Die folgenden Rechtsgrundlagen gelten jeweils in der zum Satzungsbeschluss (BauGB, 
PlanZV) bzw. zur Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (BauNVO, BauO NRW) gültigen 
Fassung unter Berücksichtigung der bis dahin letzten Änderungen und einschließlich aller 
zugehörigen Verordnungen: 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634). 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung 
(BauNVO)) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I. S. 3786). 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung (PlanZV)) vom 18.12.1990 i. d. F. der Bekanntmachung vom 
22.01.1991 (BGBl. I. S. 58). 

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 2018 (Landesbauordnung (BauO NRW) 
2018) i. d. F. vom 01.01.2019 (GV. NRW 2018 S. 421). 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585). 

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz (LWG NRW)) i. d. 
F. vom 25.06.1995, neu gefasst durch Art. 1 des Gesetzes vom 08.07.2016 (GV. NRW S. 
559). 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666). 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
i. d. F. des Art. 1 des Gesetzes vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542). 

Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz - 
LNatSchG NRW), i. d. F. vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934). 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BIm-
SchG) i. d. F. vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123). 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes- Bodenschutzgesetz (BBodSchG)) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502). 

Nordrhein-westfälisches Denkmalschutzgesetz (Denkmalschutzgesetz – DSchG NRW) 
vom 13.04.2022, in Kraft getreten am 01.06.2022 (GV. NRW. S. 662) 

 

Bezugsquelle für DIN-Normen u. VDI-Richtlinien: 
Hrsg: Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin  
(Tel.: 030/2601-0; Fax: 030/2601-1260) 


